
 1 

Fachliche Empfehlungen (neu nach Bundeskinderschutzgesetz) 

 
Empfehlungen zur Umsetzung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII 
 
 
 
Präambel: Gemäß § 79a SGB VIII haben die Träger der  öffentlichen Jugendhilfe für den 
Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a SGB V III Grundsätze und Maßstäbe 
für die Bewertung der Qualität sowie geeignete Maßn ahmen zu Ihrer Gewährleistung 
weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu üb erprüfen.  
 
 
 

Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses vom 10.07.2012 
 
 
Allgemeine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Kinder und Jugendliche davor zu be-
wahren, dass sie in ihrer Entwicklung durch den Missbrauch elterlicher Rechte oder eine Ver-
nachlässigung Schaden erleiden. Kinder und Jugendliche sind vor Gefahren für ihr Wohl zu 
schützen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII). 
 
§ 8a SGB VIII konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag als Aufgabe der Ju-
gendämter, verdeutlicht die Beteiligung der freien Träger an dieser Aufgabe und beschreibt 
Verantwortlichkeiten der beteiligten Fachkräfte der Jugendhilfe. 
 
Als letztverantwortlicher Gewährleistungsträger hat das Jugendamt durch Vereinbarungen mit 
Trägern von Einrichtungen und Diensten sicherzustellen, dass deren Fachkräfte den Schutz-
auftrag gemäß § 8a Abs. 4 SGB VIII wahrnehmen. 
 
 
Die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen den öffentlichen und den freien Trägern 
zählt zu den wesentlichen Strukturmerkmalen der Kinder- und Jugendhilfe. Wichtige Arbeits-
bereiche werden in weit überwiegendem Maße und fachlich qualifiziert von freien Trägern er-
bracht. Leistungen durch Einrichtungen und Dienste von Trägern, mit denen die Sicherstellung 
des Schutzauftrags nicht nach den nachfolgend genannten Standards vereinbart werden 
kann, werden jedoch von den Jugendämtern künftig nicht mehr in Anspruch genommen wer-
den dürfen. 
 
In der konkreten Umsetzung dieses nunmehr gesetzlich detailliert bestimmten Schutzauftrags 
sind die Jugendämter gehalten, 

• durch interne aufbau- und ablauforganisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass 
dem Schutzauftrag im unmittelbar eigenen Verantwortungsbereich jederzeit ausrei-
chend Rechnung getragen wird, und 

• durch den Abschluss von Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und 
Diensten, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen, sicherzustellen, dass dort der 
in § 8a Abs. 4 SGB VIII genannte Standard des Schutzauftrags zur Geltung kommt. 

Bereits bestehende Vereinbarungen und einschlägige Dienstvorschriften, Handlungskonzepte 
und dergleichen sind darauf hin zu prüfen, ob sie den Standards dieser Empfehlung entspre-
chen, und ggf. fortzuschreiben. Es geht weiterhin nicht darum, einen neuen, spezialisierten 
Dienst zu schaffen, sondern bereits bestehende Handlungskompetenzen zu einer in sich ge-
schlossenen Reaktionskette zusammen zu führen, deren wesentliche Elemente Wahrnehmen, 
Einschätzen, Urteilen und Handeln sind. 
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I. Standards für dienstliche Regelungen für die Fac hkräfte des Jugendamts zur 
Erfüllung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdu ng nach § 8a Abs. 1-3 
SGB VIII 
 
 
 
1. "Gewichtige Anhaltspunkte" 
 
Auslöser der Wahrnehmung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII sind "gewichtige Anhalts-
punkte" für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen. 
 
Gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung sind Hinweise oder Informationen 
über Handlungen gegen Kinder und Jugendliche oder Lebensumstände, die das leibliche, 
geistige oder seelische Wohl des Kindes oder Jugendlichen gefährden, unabhängig davon, ob 
sie durch eine missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des 
Kindes oder Jugendlichen, durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhal-
ten eines Dritten bestehen (vgl. hierzu auch § 1666 BGB). 
 
Als Kindeswohl gefährdende Erscheinungsformen lassen sich grundsätzlich unterscheiden 

• körperliche und seelische Vernachlässigung, 
• seelische Misshandlung, 
• körperliche Misshandlung und 
• sexuelle Gewalt. 

Anhaltspunkte für Fachkräfte zur besseren Erkennung von Gefährdungssituationen sind im 
Wesentlichen im Erleben und Handeln des jungen Menschen zu suchen sowie in der Wohnsi-
tuation, der Familiensituation, dem elterlichen Erziehungsverhalten, der Entwicklungsförde-
rung, traumatisierenden Lebensereignissen sowie im sozialen Umfeld. Sie müssen in der An-
wendung altersspezifisch betrachtet werden. Auf die besondere Situation (chronisch) kranker 
und behinderter Kinder ist Rücksicht zu nehmen. Eine große Rolle spielt auch die Fähigkeit 
und Bereitschaft der Personensorge- oder Erziehungsberechtigten zur Problemeinsicht, Mit-
wirkungsbereitschaft und der Motivation, Hilfe anzunehmen. 
 
Anhaltspunkte in der Grundversorgung des jungen Menschen: 

1. Verletzungen des jungen Menschen sind nicht plausibel erklärbar oder selbst zugefügt 
2. Ärztliche Untersuchungen und Behandlungen des jungen Menschen werden nicht oder 

nur sporadisch wahrgenommen 
3. Der junge Mensch bekommt nicht genug zu trinken und / oder zu essen 
4. Die Körperpflege des jungen Menschen ist unzureichend 
5. Die Bekleidung des jungen Menschen lässt zu wünschen übrig 
6. Die Aufsicht über den jungen Menschen ist unzureichend 
7. Der junge Mensch hält sich an jugendgefährdenden Orten oder unbekanntem Aufent-

haltsort auf 
8. Der junge Mensch hat kein Dach über dem Kopf 
9. Der junge Mensch verfügt über keine geeignete Schlafstelle 

 
Anhaltspunkte in der Familiensituation: 

10. Das Einkommen der Familie reicht nicht 
11. Finanzielle Altlasten sind vorhanden 
12. Der Zustand der Wohnung ist besorgniserregend 
13. Mindestens ein Elternteil ist psychisch krank oder suchtkrank 
14. Mindestens ein Elternteil ist aufgrund einer chronischen Krankheit oder Behinderung 

gehandicapt 
15. Das Erziehungsverhalten mindestens eines Elternteils schädigt den jungen Menschen 
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16. Gefährdungen können von den Eltern nicht selbst abgewendet werden, bzw. es man-
gelt an der Problemeinsicht der Eltern 

17. Es mangelt an Kooperationsbereitschaft; Absprachen werden von den Eltern nicht ein-
gehalten, Hilfen nicht angenommen 

 
Anhaltspunkte in der Entwicklungssituation des jungen Menschen: 

18. Der körperliche Entwicklungsstand des jungen Menschen weicht von dem für sein Le-
bensalter typischen Zustand ab 

19. Krankheiten des jungen Menschen häufen sich 
20. Es gibt Anzeichen psychischer Störungen des jungen Menschen 
21. Es besteht die Gefahr einer Suchterkrankung des jungen Menschen und / oder die 

Gesundheit gefährdende Substanzen werden zugeführt 
22. Dem jungen Menschen fällt es schwer, Regeln und Grenzen zu beachten 
23. Mit oder in Kindertagesstätte, Schule, Ausbildungs- oder Arbeitsstelle gibt es starke 

Konflikte 
 
Anhaltspunkte in der Erziehungssituation: 

24. Die Familienkonstellation birgt Risiken 
25. In der Familie dominieren aggressive Verhaltensweisen 
26. Risikofaktoren in der Biographie der Eltern wirken nach 
27. Frühere Lebensereignisse belasten immer noch die Biographie des jungen Menschen 
28. Die Familie ist sozial und / oder kulturell isoliert 
29. Der Umgang mit extremistischen weltanschaulichen Gruppierungen gibt Anlass zur 

Sorge 
 
In den vom Bayerischen Landesjugendamt herausgegebenen Sozialpädagogischen Diagno-
setabellen in der Arbeitsversion 2012 sind diese Anhaltspunkte berücksichtigt. Soweit in den 
Dienststellen andere diagnostische Instrumente, Beobachtungslisten und dergleichen verwen-
det werden, sind sie auf Vollständigkeit zu überprüfen. 
 
 
2. „Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte", „Mehraugen prinzip" 
 
2.1 Regelungen zur Zuständigkeit 
 
Durch verwaltungsinterne Festlegungen ist ausdrücklich festzuhalten, welche Fachkräfte (na-
mentlich) oder welche Organisationseinheiten (funktional) bei der Einschätzung des Gefähr-
dungsrisikos zu beteiligen sind. Ferner ist festzulegen, wer innerhalb der eigenen Organisation 
hinzuzuziehen ist. Dabei sind auch entsprechende Vertretungsregelungen zu treffen. Sofern 
die Informationen eine Organisationseinheit außerhalb des Allgemeinen Sozialen Dienstes 
(ASD) bzw. der Bezirkssozialarbeit erreichen, sind diese auf alle Fälle zu beteiligen. 
 
Eine jugendamtsinterne Verfahrensregelung stellt sicher, dass die Risikoeinschätzung in der 
Regel in einer Helferkonferenz, kurzfristig mittels eines Kriseninterventionsteams, in einem 
akuten Notfall zumindest durch eine kollegiale Beratung mit einer weiteren Fachkraft gewähr-
leistet ist. Die beschriebenen Verfahrensschritte sind unverzüglich nachzuholen, sofern Ent-
scheidungen während eines Bereitschaftsdienstes getroffen werden mussten. 
 
Über das Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte und zur Einschätzung des Gefährdungs-
risikos ist der/die nächste Vorgesetzte unabhängig vom Ergebnis der eigenen Risikoeinschät-
zung zu informieren. 
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2.2 Qualifikation der Fachkraft im Jugendamt 
 
Unbeschadet sonstiger Regelungen muss mindestens eine der beteiligten Fachkräfte bei der 
Einschätzung des Gefährdungsrisikos über folgende Qualifikationen verfügen: 

einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung (z. B. Sozialpädagogik, Psychologie, Medi-
zin), 

Qualifizierung durch nachgewiesene Fortbildung, 

Praxiserfahrung im Umgang mit traumatisierten Kindern und Problemfamilien, 

Fähigkeit zur Kooperation mit den Fachkräften öffentlicher und freier Träger der Jugendhilfe, 
sowie mit weiteren Einrichtungen, z. B. der Gesundheitshilfe, Polizei, … 

Kompetenz zur kollegialen Beratung; nach Möglichkeit supervisorische oder coaching-
Kompetenzen, 

persönliche Eignung (z. B. Belastbarkeit, professionelle Distanz, Urteilsfähigkeit). 

Exkurs zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“: 
Insoweit erfahrene Fachkräfte nach § 8a Abs. 4 Satz 2, § 8b Abs. 1 SGB VIII und § 4 Abs. 2 
KKG müssen dieselben Qualifikationskriterien wie die Fachkräfte im Jugendamt erfüllen. 
 
 
3. Handlungsschritte 
 
1. Nimmt eine Fachkraft gewichtige Anhaltspunkte wahr, teilt sie diese dem/der nächsten 

Vorgesetzten mit. Falls die Vermutung eines gewichtigen Anhaltspunkts für ein Gefähr-
dungsrisiko in der kollegialen Beratung nicht ausgeräumt werden kann, ist die Einschät-
zung des Gefährdungsrisikos im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte formell vorzu-
nehmen. 
Dabei sind die Erziehungs- oder Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Ju-
gendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Ju-
gendlichen nicht in Frage gestellt wird (§ 8a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII). 
Es ist eine fachliche Einschätzung zu treffen, ob es erforderlich ist, sich einen unmittelba-
ren Eindruck vom Minderjährigen und von dessen persönlicher Umgebung zu verschaffen. 
(sh. Anmerkung unter 5. Beschaffung von Information). 
 

2. Werden Hilfen zur Abwendung des Gefährdungsrisikos für erforderlich gehalten, ist bei 
den Erziehungs- oder Personensorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme solcher Hilfen 
hinzuwirken. 

 
3. Werden zur Abwendung des Gefährdungsrisikos andere Maßnahmen für erforderlich 

gehalten (z. B. Gesundheitshilfe, Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz), so ist bei 
den Erziehungs- oder Personensorgeberechtigten auf deren Inanspruchnahme hinzuwir-
ken. 

 
4. Reichen diese Maßnahmen nicht aus oder sind die Erziehungs- oder Personensorgebe-

rechtigten nicht in der Lage oder bereit, sie in Anspruch zu nehmen, sind weitergehende 
Maßnahmen des Jugendamts (z. B. Einschaltung anderer zuständiger Stellen, Inobhut-
nahme, Anrufung des Familiengerichts) im Sinne eines umfassenden Schutzkonzepts er-
forderlich. 
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Das Ergebnis der Überlegungen über die jeweils weiteren Verfahrensschritte ist umgehend 
schriftlich und nachvollziehbar zu dokumentieren. 

 
 
4. Hinweise zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos  
 
Die Verfahrensdauer von der ersten Wahrnehmung einer Gefährdung bis zur konkret notwen-
digen Reaktion (z. B. Gespräch mit den Personensorgeberechtigten, Angebot von Hilfen, 
Inobhutnahme, Verständigung der Polizei, Staatsanwaltschaft) ist umso kürzer, je gravieren-
der die Gefährdung ist. Bereits bei der ersten Risikoeinschätzung ist daher abzuwägen, ob ein 
sofortiges Einschreiten erforderlich ist oder ob und wie lange zugewartet werden kann. 
 
Weiterhin ist die Schutzbedürftigkeit maßgeblich nach dem Alter, dem Entwicklungsstand und 
dem aktuellen gesundheitlichen Zustand zu beurteilen. Je jünger das Kind, desto höher ist das 
Gefährdungsrisiko einzuschätzen, ebenso wie bei bereits vorhandenen Entwicklungsverzöge-
rungen, bei chronischer Krankheit oder einer Behinderung. 
 
Mit der Ersteinschätzung muss im Hinblick auf ein notwendiges Schutzkonzept das weitere 
Vorgehen dahingehend überprüft und begründet werden, ob im Hinblick auf die Dringlichkeit 
und Eilbedürftigkeit 
eine Inobhutnahme erfolgen muss, 
die Polizei/Staatsanwaltschaft oder Gesundheitshilfe eingeschaltet werden muss, 
das Familiengericht angerufen werden muss, 
ein sofortiger Hausbesuch durch die Fachkraft erforderlich ist, mit Unterstützung eines Kolle-
gen oder gegebenenfalls der Polizei, 
zur weiteren Abklärung vorab noch weitere Recherchen im Umfeld des Kindes eingeholt wer-
den können und ein Hausbesuch in den nächsten Tagen, in den nächsten Wochen oder auch 
später angemeldet oder unangemeldet durchgeführt werden muss, damit sich die Fachkraft 
zur richtigen Einschätzung und Bewertung ein eigenes Bild über den Zustand des Kindes, 
über seine Lebensbedingungen und Entwicklungsperspektiven einholen kann. 
 
Sofern bei Vorliegen einer akuten Gefährdung die Erziehungsberechtigten oder Pflegeeltern 
bereit und in der Lage sind, ein konkretes Schutzkonzept für das Kind mit festgelegten Ver-
einbarungen einzuhalten, ist die Risikoeinschätzung in zeitnahen Abständen zu wiederholen. 
Dies gilt auch bei einem noch nicht geklärten Verdacht oder bei drohender Kindeswohlgefähr-
dung. 
 
Bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos sind daneben „kritische Zeitpunkte“ zu beach-
ten, insbesondere: 
Wechsel der fallvertrauten Fachkraft im Jugendamt, 
Wechsel der Zuständigkeit von einem Jugendamt zum andern, 
Wechsel der Verfahrensherrschaft vom freien Träger auf den öffentlichen Träger, 
Mitarbeiterwechsel aufgrund von Urlaub oder Personalfluktuation beim beauftragten Träger. 
 
Das Ergebnis der Einschätzung des Gefährdungsrisikos ist umgehend schriftlich und nach-
vollziehbar zu dokumentieren. 
 
 
5. Abstimmung zwischen beteiligten Jugendämtern § 8 a Abs. 5 SGB VIII 
 
Jeder örtliche Träger hat bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte einer Kindeswohlge-
fährdung zu prüfen, ob unmittelbare Schutzmaßnahmen zu treffen sind (§ 87 SGB VIII).Darüber 
hinaus hat er dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen Jugendamt die Daten mitzu-
teilen, deren Kenntnis zur  weiteren Wahrnehmung des Schutzauftrags erforderlich sind. Dabei 
soll die Mitteilung im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen 
Träger erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche 
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beteiligt werden sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des jungen Menschen nicht in 
Frage gestellt wird (§ 8a Abs. 5 SGB VIII). 
Nachdem der Gesetzgeber bei dieser Regelung Transparenz- und Partizipationsgesichtspunk-
te zugrunde gelegt hat, stellt sich eine Umsetzung in die Praxis wie folgt dar: 
Regelmäßig erfolgt in einem ersten Schritt die Informationsweitergabe zwischen den Fachkräf-
ten der beiden Jugendämter. Eine schriftliche Mitteilung reicht dabei alleine nicht aus. Umge-
kehrt ist es aber nicht zwingend, dass ein persönliches Gespräch bei gleichzeitiger Anwesen-
heit aller beteiligten Fachkräfte geführt wird. Die Entscheidung, welche Form des Gesprächs 
gewählt wird, ist im Einzelfall durch das abgebende Jugendamt zu treffen; dabei können auch 
technische Möglichkeiten (z. B. Videokonferenz, Telefonat/Telefonkonferenz) zum Einsatz 
kommen, soweit hierbei die datenschutzrechtlichen Anforderungen auch technisch gewähr-
leistet sind. Art und Ergebnis der Fallübergabe sind nachvollziehbar schriftlich zu dokumentie-
ren. 
In einem zweiten Schritt sind die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugend-
liche durch das leistungszuständige Jugendamt zu informieren und von Anfang an in den wei-
teren Prozess der Gefährdungseinschätzung einzubeziehen. Dies ist zu unterlassen, wenn 
hierdurch der wirksame Schutz des Minderjährigen in Frage gestellt würde. 
 
 
6. Beschaffung von Informationen (Regelungen zum Ha usbesuch) 
 
Da es das fachlich-immanente Ziel ist, die Personensorgeberechtigen sowie die Kinder bzw. 
Jugendlichen auch im Hinblick auf die weitere Sicherstellung des Kindeswohls von Anfang an 
mit einzubeziehen, soll zunächst immer die unmittelbare und vorrangige Informationsbeschaf-
fung über die Eltern/Personensorgeberechtigten im Rahmen der bestehenden Gesetze ange-
strebt werden. Sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, soll dabei ein unmit-
telbarer Eindruck von dem Kind und seiner persönlichen Umgebung eingeholt werden. Damit 
wird klargestellt, dass nicht nur ein Hausbesuch möglich ist, sondern ein solcher unmittelbarer 
Eindruck durchaus auch an anderen Stellen im sozialen Umfeld gewonnen werden kann. 
 
In der Regel erfolgt die Informationsbeschaffung über einen – fallweise unangemeldeten – 
Hausbesuch. Dieser ist grundsätzlich zu zweit, nach Möglichkeit von einer weiblichen und 
einer männlichen Fachkraft gemeinsam durchzuführen, bei Gefahr im Verzug notfalls unter 
Einschaltung der Polizei (§ 42 Abs. 6 SGB VIII). 
 
Verhindern die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten die Wahrnehmung möglicher 
gewichtiger Anhaltspunkte (z. B. durch Verweigerung der Inaugenscheinnahme des Kindes 
oder der Wohnung), ist unbeschadet sonstiger Erwägungen in der Regel das Familiengericht 
anzurufen. 
 
Die Informationsbeschaffung bei weiteren Stellen erfolgt – soweit notwendig – zur Ergänzung 
(oder ersatzweise) bzw. zur Kontrolle über die Richtigkeit der Informationen der Personensor-
geberechtigten. Weitere wichtige Informationsquellen sind insbesondere: Kindergarten, Schu-
le, Nachbarschaft, Jugendgruppe, Verein, Jugendfreizeitstätte, Einrichtungen der Hilfe zur 
Erziehung, Dienste der Hilfe zur Erziehung. 
 
 
7. Einbeziehung der Erziehungs- bzw. Personensorgeb erechtigten 
 
Die Neufassung des § 8a SGB VIII verwendet sowohl den Begriff des Personensorgeberech-
tigten als auch den des Erziehungsberechtigten in den unterschiedlichen Absätzen. Eine Le-
galdefinition dieser Termini wird in § 7 Abs. 1 Nr. 5 und Nr. 6 SGB VIII vorgenommen. 
Dem Gesetzgeber kam es vor allem darauf an, Transparenz gegenüber den Betroffenen und 
Partizipation auch in der Wahrnehmung des  Schutzauftrags zu gewährleisten. 
Einzige Einschränkung ist, dass  hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugend-
lichen nicht in Frage gestellt wird (§ 8a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 SGB VIII). 
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Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet 
und notwendig, so hat es diese den jeweiligen Berechtigten anzubieten (§ 8a Abs.1 Satz 3 
und Abs. 3 SGB VIII). Nehmen diese die angebotenen Hilfen nicht an, so sind die weiteren 
Schritte des Jugendamtes im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzusprechen (sh. 
oben). 
 
Die Ergebnisse sind schriftlich und nachvollziehbar zu dokumentieren. 
 
 
8. Einbeziehung des Kindes oder des/der Jugendliche n 
 
Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gemäß § 8 SGB VIII (insbesondere altersge-
rechte Beteiligung, Aufklärung über Rechte, Beratungsanspruch in Not- und Konfliktlagen) ist 
zu beachten. Von der Verpflichtung zur Beteiligung kann im Einzelfall nur abgewichen werden, 
soweit durch die Einbeziehung der wirksame Schutz der Kinder und Jugendlichen in Frage 
gestellt werden würde (§ 8a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 SGB VIII). 
Das Ergebnis der Einbeziehung, alternativ die Gründe der Nichteinbeziehung, sowie die fach-
liche Einschätzung der Erforderlichkeit, sich einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und 
von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen oder nicht, sind schriftlich und nachvoll-
ziehbar zu dokumentieren. 
 
 
9. Hilfeplanung / individuelles Schutzkonzept 
 
Das Angebot und die Motivation zur Inanspruchnahme entsprechender Hilfen erfolgt in der 
Regel nach den Verfahrensvorschriften für die Einleitung und Durchführung des Hilfeplanver-
fahrens (§ 36 SGB VIII) und führt je nach Fallgestaltung über den Hilfeplan hinaus zu einem 
umfassenden, individuellen Schutzkonzept, in dem auch Leistungen und Maßnahmen außer-
halb der Kinder- und Jugendhilfe in Betracht gezogen werden (sh. auch § 8a Abs. 3 SGB VIII). 
Zusätzlich zum Hilfeplan sind in ein individuelles Schutzkonzept jene Handlungsoptionen auf-
zunehmen, die geeignet sind, alle Gefährdungstatbestände zu beseitigen. 
 
Die schriftliche Dokumentation des Hilfeplans, ggf. des umfassenderen individuellen Schutz-
konzepts, ist obligatorisch. 
 
 
10. Anrufung des Familiengerichts  
 
Ob eine Anrufung des Familiengerichts die richtige Maßnahme zur Abwehr der Gefährdung 
des Kindes ist, hat das Jugendamt im Einzelfall fachlich zu prüfen und zu entscheiden. Es 
kann bereits dann das Familiengericht anrufen, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit 
oder in der Lage sind, bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Eine Anru-
fung des Familiengerichts kann auch dann in Frage kommen, wenn im Einzelfall die Einschal-
tung der Strafverfolgungsbehörden zur Abwendung der Gefährdung als nicht ausreichend 
oder geeignet erscheinen (z. B. im Hinblick auf die Beweislage in einem Strafverfahren). 
 
Die Grundlage für diese Entscheidung ist schriftlich und nachvollziehbar zu dokumentieren. 
 
Im Übrigen erfolgt die Anrufung des Familiengerichts nach den im Jugendamt vorgegebenen 
Verfahren. 
 
 
11. Inobhutnahme 
 
Für die Inobhutnahme aufgrund einer Entscheidung nach § 8a Abs. 2 Satz 2 SGB VIII gelten 
die weiteren Bestimmungen nach § 42 SGB VIII. 
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Die Grundlage für diese Entscheidung im Jugendamt unter Zusammenwirken mehrerer Fach-
kräfte ist entsprechend schriftlich und nachvollziehbar zu dokumentieren. 
 
 
12. Dokumentation 
 
Für den Nachweis ordnungsgemäßen Handelns der Fachkräfte im Jugendamt ist es wichtig, 
alle entscheidungsrelevanten Gesichtspunkte schriftlich und nachvollziehbar zu dokumentie-
ren. 
 
Die Dokumentationspflicht betrifft alle Verfahrensschritte, und zwar nach den im Jugendamt 
eingeführten Standards, mindestens aber muss die Dokumentation bei jedem Verfahrens-
schritt beinhalten: beteiligte Fachkräfte, zu beurteilende Situation, Ergebnis der Beurteilung, 
Art und Weise der Ermessensausübung, weitere Entscheidungen, Festlegung der Verantwort-
lichkeit für den nächsten Schritt, Zeitschiene für Überprüfungen. 
 
 
13. Datenschutz  
 
Soweit dem mit dem Fall befassten Jugendamt oder sonstigen Trägern zur Sicherstellung 
dieses Schutzauftrags Informationen bekannt werden oder ermittelt werden müssen und die 
Weitergabe dieser Informationen zur Sicherstellung des Schutzauftrags erforderlich ist, beste-
hen keine die Wahrnehmung dieser Aufgabe einschränkenden datenschutzrechtlichen Vorbe-
halte. Insofern gilt der Grundsatz, dass Sozialdaten zu dem Zweck übermittelt oder genutzt 
werden dürfen, zu dem sie erhoben worden sind (§ 64 Abs. 1 SGB VIII, § 69 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 SGB X). Dabei dürfen Sozialdaten ausnahmsweise auch bei Dritten erhoben werden (§ 62 
Abs. 3 Nr. 2 d SGB VIII). Im Übrigen siehe oben unter 5. Bei anvertrauten Daten sind die Re-
gelungen des § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII zu beachten. 
 
Bei Zielkonflikten gilt der Grundsatz, dass gegebenenfalls andere grundlegende Rechte wie 
etwa das autonome Betätigungsrecht freier Träger oder das Recht zur ungehinderten Be-
rufsausübung hinter dem konkreten Schutzbedürfnis eines betroffenen Kindes oder Jugendli-
chen zurückstehen müssen. 
 
Exkurs: Durch das im Rahmen des Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) in Kraft getretene 
Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) haben gemäß § 4 Abs. 3 KKG 
die in Abs. 1 genannten Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung eine Befugnis zur Infor-
mation und Mitteilung der erforderlichen Daten an die Jugendämter, sofern sie das Tätigwer-
den eines Jugendamts zur Abwendung der Gefährdung für erforderlich halten. Hierauf sind die 
Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 
 
 
14. Regelmäßige Unterrichtung und Auswertung (Quali tätssicherung) 
 
Die nach den dienstrechtlichen Bestimmungen der Gebietskörperschaft zuständigen Leitun-
gen (Jugendamtsleitung, Abteilungsleitung oder Leitung der Gebietskörperschaft) sind gehal-
ten, für die sachgerechte Unterrichtung der Fachkräfte über die Verpflichtungen aus § 8a SGB 
VIII Sorge zu tragen, ebenso für eine regelmäßige Auswertung der Erfahrungen mit den ge-
troffenen Regelungen (Evaluation) sowie für die Einbeziehung weiterer fachlicher Erkenntnis-
se. Diese Maßnahmen der Qualitätssicherung sind in der Regel einmal jährlich durchzuführen. 
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15. Bundesstatistik 
 
Zur Fortentwicklung sind laufende Erhebungen auch über die Maßnahmen des Familienge-
richts und über die Gefährdungseinschätzung nach § 8a Abs. 1SGB VIII als Bundesstatistik 
durchzuführen (§ 98 Abs. 1 Nr. 9 und 13 SGB VIII); entsprechend der in § 99 Abs. 6 und Abs. 
6b SGB VIII aufgeführten Erhebungsmerkmale. 
 
 
 
II. Empfehlungen zu Vereinbarungen zwischen Jugenda mt und Trägern zur Si-
cherstellung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII 
 
 
1. Die Verpflichtung des Jugendamts zum Abschluss von Vereinbarungen betrifft die Träger 
von Einrichtungen und Diensten, die Fachkräfte beschäftigen. 
 

• Träger von Einrichtungen im Sinne der Bestimmung sind regelmäßig jene Träger, 
die Leistungen nach § 78a SGB VIII erbringen, ferner die Träger von Einrichtun-
gen der Kindertagesbetreuung nach §§ 22 ff. und die Träger der Jugendarbeit, 
soweit diese Einrichtungen unterhalten, in denen Fachkräfte (§ 72 SGB VIII) be-
schäftigt werden. 

• Unter den Trägern von Diensten sind jene zu fassen, die regelmäßig Leistungen 
nach den §§ 11, 12, 13, 14, 16, 17, 28 bis 31, 33 (Vermittlungsstellen), 35, 35a 
SGB VIII erbringen und hierbei Fachkräfte (§ 72 SGB VIII) beschäftigen. 

• Für die Träger der Kindertagesbetreuung gilt ergänzend Art. 9a BayKiBiG 
 

2. § 8a SGB VIII enthält keine Verpflichtung, mit Trägern, die keine Fachkräfte beschäftigen 
bzw. keine Leistungen im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB VIII erbringen, Vereinbarungen nach § 8a 
Abs. 4 SGB VIII abzuschließen. Nichtsdestoweniger wird empfohlen, in diesen Fällen Abspra-
chen zu treffen, wie die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt bei der Wahrnehmung gewichti-
ger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung gestaltet werden können. 
 
 
mit diesen Trägern individuell geeignete Vereinbarungen zur Sicherstellung des Kinderschut-
zes auszuhandeln und abzuschließen. 
 
3. Soweit mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten Vereinbarungen nach § 77 
SGB VIII oder Vereinbarungen nach den §§ 78a ff. bestehen oder abgeschlossen werden, 
sind die Verpflichtungen aus § 8a SGB VIII regelhaft in diesen Leistungs- und Entgeltverein-
barungen aufzunehmen. 

Zwischen örtlich zuständigem Jugendamt und Träger wird schriftlich vereinbart, wer als inso-
weit erfahrene Fachkraft benannt wird. 

4. Soweit die Erbringung von mit dieser Vorschrift erfassten Leistungen auf dem Wege der 
Förderung (§ 74 SGB VIII) erfolgt, sollen die Vereinbarungen regelhaft Teil der Förderbe-
scheide oder Fördervereinbarungen sein. 
 
5. Nachdem die Neuformulierung des § 8a SGB VIII mit dem Bundeskinderschutzgesetz 
(BKiSchG) zum 01.01.2012 in Kraft getreten ist, empfiehlt sich eine zeitnahe Umsetzung der 
Vereinbarungen. Vorrangig sind dabei die Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen 
umzusetzen, mit denen auf der Grundlage der bisherigen Empfehlungen (Sonderregelung für 
Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, Trägern von Diensten, die Tagespflegepersonen 
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vermitteln und Trägern von Einrichtungen der Jugendarbeit. [Beschluss des Landesjugendhil-
feausschusses vom 15.03.2006, dort III.]) Vereinbarungen geschlossen wurden. 
 
 
 
Mustervereinbarung 
 
Der <Landkreis>/Die <kreisfreie Stadt> - <Bezeichnung des Jugendamts> 
im folgenden „Jugendamt“ 
 
 
und 
 
 
<Bezeichnung des Trägers> 
im folgenden „Träger“ 
 
 
schließen zur Sicherstellung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII die folgende Vereinba-
rung: 
 
 
§ 1 
Allgemeiner Schutzauftrag 
 
(1) Allgemeine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Kinder und Jugendliche davor zu 
bewahren, dass sie in ihrer Entwicklung durch den Missbrauch elterlicher Rechte oder eine 
Vernachlässigung Schaden erleiden. Kinder und Jugendliche sind vor Gefahren für ihr Wohl 
zu schützen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII). 
 
(2) § 8a SGB VIII konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag als Aufgabe der 
Jugendämter, betont die eigene Verantwortung der freien Träger bei der Wahrnehmung des 
Schutzauftrages und beschreibt Verantwortlichkeiten der beteiligten Fachkräfte der Jugendhil-
fe. 
 
 
§ 2 
Einbezogene Einrichtungen und Dienste des Trägers 
 
In diese Vereinbarung sind alle Einrichtungen und Dienste des Trägers einbezogen, die Leis-
tungen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch erbringen und hierbei Fachkräfte (§ 72 
SGB VIII) beschäftigen. 
 
 
§ 3 
Handlungsschritte 
 
(1) Nimmt eine Fachkraft gewichtige Anhaltspunkte wahr, teilt sie diese der zuständigen Lei-
tung mit. 
 
(2) Wenn die Vermutung eines gewichtigen Anhaltspunkts für ein Gefährdungsrisiko im Rah-
men einer kollegialen Beratung nicht ausgeräumt werden kann, ist die Einschätzung des Ge-
fährdungsrisikos unter Einbeziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft (§ 6 dieser Vereinba-
rung) formell vorzunehmen. Dabei sind die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung mit einzubeziehen, soweit dadurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 
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(3) Werden Jugendhilfeleistungen zur Abwendung des Gefährdungsrisikos für erforderlich 
gehalten, ist bei den jeweils Berechtigten auf die Inanspruchnahme solcher Leistungen hinzu-
wirken. 
 
(4) Werden zur Abwendung des Gefährdungsrisikos andere Hilfen für erforderlich gehalten 
(z. B. Gesundheitshilfe, Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz), so ist bei den jeweils 
Berechtigten auf deren Inanspruchnahme hinzuwirken. 
 
(5) Der Träger unterrichtet unverzüglich das Jugendamt, falls die Gefährdung nicht anders 
abgewendet werden kann. Dies ist insbesondere der Fall, wenn  die Jugendhilfeleistungen 
nach § 3 Abs. 3 dieser Vereinbarung oder andere Hilfen nach § 3 Abs. 4 dieser Vereinbarung 
nicht ausreichen oder die jeweils Berechtigten nicht in der Lage oder nicht bereit sind, sie in 
Anspruch zu nehmen oder eine Gefährdungseinschätzung nicht verlässlich durchgeführt wer-
den kann. 
 
(6) Der Träger stellt durch geeignete Maßnahmen die Einhaltung dieser Handlungsschritte 
sicher. 
 
(7) Weitergehende Vereinbarungen zwischen dem Jugendamt und dem Träger zur Erbrin-
gung von Hilfen zur Erziehung nach SGB VIII bleiben von diesen Regelungen unberührt. 
 
 
§ 4 
Inhalt und Umfang der Mitteilung an das Jugendamt 
 
Die Mitteilung an das Jugendamt nach § 3 Abs. 5 dieser Vereinbarung enthält mindestens und 
soweit dem Träger bekannt: 

• Name, Anschrift, ggf. abweichender Aufenthaltsort des Kindes oder Jugendlichen, 
Telefonkontaktdaten 

• Name, Anschrift, ggf. abweichender Aufenthaltsort der Eltern und anderer Perso-
nensorgeberechtigten, Telefonkontaktdaten 

• beobachtete gewichtige Anhaltspunkte; 
• Ergebnis der Einschätzung des Gefährdungsrisikos; 
• bereits getroffene und für erforderlich gehaltene weitere Maßnahmen; 
• Beteiligung der jeweils Berechtigten sowie des Kindes oder Jugendlichen, Ergebnis 

der Beteiligung; 
• beteiligte Fachkräfte des Trägers, ggf. bereits eingeschaltete weitere Träger von 

Maßnahmen; 
• weitere Beteiligte oder Betroffene. 

Die Mitteilung hat regelmäßig schriftlich zu erfolgen. Wenn es die besonderen Umstände des 
Einzelfalls erfordern, soll bereits vorab eine mündliche Mitteilung erfolgen. Dem Träger ist auf 
Verlangen eine schriftliche Bestätigung des Eingangs der Meldung zu übermitteln. 
 
 
§ 5 
Gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
 
(1) Der Träger stellt durch geeignete betriebliche Maßnahmen sicher, dass die Fachkräfte 
über die gewichtigen Anhaltspunkte zur Kindeswohlgefährdung unterrichtet sind und hierbei 
mindestens die in der Anlage zu dieser Vereinbarung enthaltene Liste wichtiger Anhaltspunkte 
beachtet wird. 
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(2) Der Träger stellt sicher, dass die von den Fachkräften bereits verwendeten diagnostischen 
Instrumente, Beobachtungslisten und dergleichen auf die vollständige Berücksichtigung dieser 
Anhaltspunkte überprüft und ggf. angepasst werden. 
 
(3) Diese Verpflichtungen sind insbesondere auch bei Neueinstellungen oder sonstigem Per-
sonalwechsel zu beachten. 
 
 
§ 6 
Beteiligung einer insoweit erfahrenen Fachkraft an der Einschätzung des Gefährdungsrisikos 
 
(1) Unbeschadet sonstiger Regelungen muss die zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos zu 
beteiligende Fachkraft  mindestens über folgende Qualifikationen verfügen 
 

• einschlägige Berufsausbildung (z. B. Sozialpädagogik, Psychologie, Medizin), 
• Qualifizierung durch nachgewiesene Fortbildung,  
• Praxiserfahrung im Umgang mit traumatisierten Kindern und Problemfamilien, 
• Fähigkeit zur Kooperation mit den Fachkräften öffentlicher und freier Träger der Ju-

gendhilfe, sowie mit weiteren Einrichtungen, z. B. der Gesundheitshilfe, Polizei, … 
• Kompetenz zur kollegialen Beratung; nach Möglichkeit supervisiorische oder coa-

ching-Kompetenzen, 
• persönliche Eignung (z. B. Belastbarkeit, professionelle Distanz, Urteilsfähigkeit). 

 
 
(2a) 1. Alternative: Sofern der Träger für die jeweilige Einrichtung oder den jeweiligen Dienst 
selbst eine insoweit erfahrene Fachkraft vorhält, gilt folgende Vereinbarung: 

Der Träger stellt sicher, dass eine insoweit erfahrene Fachkraft vorgehalten wird und diese 
dem Jugendamt und den Fachkräften namentlich benannt ist.  

Als insoweit erfahrene Fachkraft benennt der Träger: …………… (Institution/Person) 

Änderungen in der Person oder Institution der insoweit erfahrenen Fachkraft sind dem Ju-
gendamt unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
oder  
 
 
(2b) 2. Alternative: Sofern der Träger für die jeweilige Einrichtung oder den jeweiligen Dienst 
selbst keine insoweit erfahrene Fachkraft vorhält, gilt folgender Vereinbarungstext: 

Als insoweit erfahrene Fachkraft benennt das Jugendamt: ……… (Person/Institution) 

Der Träger stellt sicher, dass die insoweit erfahrene Fachkraft den Fachkräften namentlich 
benannt ist. Änderungen in der Person oder Institution der insoweit erfahrenen Fachkraft sind 
dem Träger durch das Jugendamt unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
(3) Über die Kosten der zu beteiligenden insoweit erfahrenen Fachkraft nach Abs. 2a oder b 
kann eine gesonderte Regelung getroffen werden. 
 
 
§ 7 
Einbeziehung der Personensorgeberechtigten/ Erziehungsberechtigten 



 13

 
Der Träger stellt sicher, dass die jeweils Berechtigten in jedem Verfahrensstadium einbezogen 
werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird (§ 8a Abs. 4 Satz 1 Ziffer 3 SGB VIII). 
 
 
§ 8 
Einbeziehung des Kindes oder des Jugendlichen 
 
Der Träger beachtet die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gemäß § 8 SGB VIII (ins-
besondere altersgerechte Beteiligung, Aufklärung über Rechte). Davon kann im Einzelfall nur 
abgewichen werden, soweit durch die Einbeziehung ihr wirksamer Schutz in Frage gestellt 
werden würde (§ 8a Abs. 4 Satz 1 Ziff. 3 SGB VIII). 
 
 
§ 9 
Dokumentation 
 
(1) Der Träger stellt sicher, dass die Fachkräfte die Wahrnehmung der Aufgaben und Ver-
pflichtungen aus dieser Vereinbarung umgehend schriftlich und nachvollziehbar dokumentie-
ren. 
 
(2) Unbeschadet weiter gehender Regelungen des Trägers erfasst die Dokumentationspflicht 
alle Verfahrensschritte und muss bei jedem Verfahrensschritt mindestens beinhalten: beteilig-
te Fachkräfte, zu beurteilende Situation, tragende Gründe und Ergebnis der Beurteilung, wei-
tere Entscheidungen, Festlegung der Verantwortlichkeit für den nächsten Schritt, Zeitvorgaben 
für Überprüfungen. 
 
 
§ 10 
Datenschutz 
 
Soweit dem Träger bzw. den von ihm beschäftigten Fachkräften zur Sicherstellung dieses 
Schutzauftrags Informationen bekannt werden oder ermittelt werden müssen und die Weiter-
gabe dieser Informationen zur Sicherstellung des Schutzauftrags erforderlich ist, bestehen 
keine die Wahrnehmung dieser Aufgabe einschränkenden datenschutzrechtlichen Vorbehalte. 
Insofern gilt der Grundsatz, dass Sozialdaten zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden 
dürfen, zu dem sie erhoben worden sind (§ 64 Abs.1 SGB VIII, § 69 Abs.1 Nr. 1 SGB X). Bei 
anvertrauten Daten sind die Regelungen des § 65 Abs.1 Nr. 4 SGB VIII zu beachten. 
Bei der Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft ist § 64 Abs. 2a SGB VIII (Anonymi-
sierung, Pseudonomysierung der Falldaten soweit möglich) zu beachten. 
 
 
§ 11 
Qualitätssicherung 
 
Der Träger stellt sicher, dass die zuständigen Leitungen für die sachgerechte Unterrichtung 
der Fachkräfte über die Verpflichtungen aus § 8a SGB VIII Sorge tragen, ebenso für eine re-
gelmäßige Auswertung der Erfahrungen mit den getroffenen Regelungen (Evaluation) sowie 
für die Einbeziehung weiterer fachlicher Erkenntnisse. Diese Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung sind in der Regel einmal jährlich durchzuführen. 
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Anlage zur Vereinbarung zwischen Jugendamt und Träg er zur Sicherstellung des 
Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII 
 
 
Hinweise zur Wahrnehmung und Beurteilung gewichtige r Anhaltspunkte für eine Kin-
deswohlgefährdung im Sinne des § 8a SGB VIII – Schu tzauftrag 
 
 
1. „Gewichtige Anhaltspunkte“ 
 
Auslöser der Wahrnehmung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII sind „gewichtige Anhalts-
punkte“ für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen. 
 
Gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung sind Hinweise oder Informationen 
über Handlungen gegen Kinder und Jugendliche oder Lebensumstände, die das leibliche, 
geistige oder seelische Wohl des Kindes oder Jugendlichen gefährden, unabhängig davon, ob 
sie durch eine missbräuchliche Ausübung der elterlichen Sorge, durch Vernachlässigung des 
Kindes oder Jugendlichen, durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder durch das Verhal-
ten eines Dritten bestehen (vgl. hierzu auch § 1666 BGB). 
 
Als Kindeswohl gefährdende Erscheinungsformen lassen sich grundsätzlich unterscheiden 

• körperliche und seelische Vernachlässigung, 
• seelische Misshandlung, 
• körperliche Misshandlung und 
• sexuelle Gewalt. 

Anhaltspunkte für Fachkräfte zur besseren Erkennung von Gefährdungssituationen sind im 
Wesentlichen im Erleben und Handeln des jungen Menschen zu suchen sowie in der Wohnsi-
tuation, der Familiensituation, dem elterlichen Erziehungsverhalten, der Entwicklungsförde-
rung, traumatisierenden Lebensereignissen sowie im sozialen Umfeld. Sie müssen in der An-
wendung altersspezifisch betrachtet werden. Auf die besondere Situation (chronisch) kranker 
und behinderter Kinder ist Rücksicht zu nehmen. Eine große Rolle spielt auch die Fähigkeit 
und Bereitschaft der Personensorge- oder Erziehungsberechtigten zur Problemeinsicht, Mit-
wirkungsbereitschaft und der Motivation, Hilfe anzunehmen. 
 
 
Anhaltspunkte in der Grundversorgung des jungen Menschen: 

1. Verletzungen des jungen Menschen sind nicht plausibel erklärbar oder selbst zugefügt 
2. Ärztliche Untersuchungen und Behandlungen des jungen Menschen werden nicht oder 

nur sporadisch wahrgenommen 
3. Der junge Mensch bekommt nicht genug zu trinken und / oder zu essen 
4. Die Körperpflege des jungen Menschen ist unzureichend 
5. Die Bekleidung des jungen Menschen lässt zu wünschen übrig 
6. Die Aufsicht über den jungen Menschen ist unzureichend 
7. Der junge Mensch hält sich an jugendgefährdenden Orten oder unbekanntem Aufent-

haltsort auf 
8. Der junge Mensch hat kein Dach über dem Kopf 
9. Der junge Mensch verfügt über keine geeignete Schlafstelle 

 
Anhaltspunkte in der Familiensituation: 

10. Das Einkommen der Familie reicht nicht 
11. Finanzielle Altlasten sind vorhanden 
12. Der Zustand der Wohnung ist besorgniserregend 
13. Mindestens ein Elternteil ist psychisch krank oder suchtkrank 
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14. Mindestens ein Elternteil ist aufgrund einer chronischen Krankheit oder Behinderung 
gehandicapt 

15. Das Erziehungsverhalten mindestens eines Elternteils schädigt den jungen Menschen 
16. Gefährdungen können von den Eltern nicht selbst abgewendet werden, bzw. es man-

gelt an der Problemeinsicht der Eltern 
17. Es mangelt an Kooperationsbereitschaft; Absprachen werden von den Eltern nicht ein-

gehalten, Hilfen nicht angenommen 
 
Anhaltspunkte in der Entwicklungssituation des jungen Menschen: 

18. Der körperliche Entwicklungsstand des jungen Menschen weicht von dem für sein Le-
bensalter typischen Zustand ab 

19. Krankheiten des jungen Menschen häufen sich 
20. Es gibt Anzeichen psychischer Störungen des jungen Menschen 
21. Es besteht die Gefahr einer Suchterkrankung des jungen Menschen und / oder die 

Gesundheit gefährdende Substanzen werden zugeführt 
22. Dem jungen Menschen fällt es schwer, Regeln und Grenzen zu beachten 
23. Mit oder in Kindertagesstätte, Schule, Ausbildungs- oder Arbeitsstelle gibt es starke 

Konflikte 
 

Anhaltspunkte in der Erziehungssituation: 
24. Die Familienkonstellation birgt Risiken 
25. In der Familie dominieren aggressive Verhaltensweisen 
26. Risikofaktoren in der Biographie der Eltern wirken nach 
27. Frühere Lebensereignisse belasten immer noch die Biographie des jungen Menschen 
28. Die Familie ist sozial und / oder kulturell isoliert 
29. Der Umgang mit extremistischen weltanschaulichen Gruppierungen gibt Anlass zur 

Sorge 
 
 
In den vom Bayerischen Landesjugendamt herausgegebenen Sozialpädagogischen Diagno-
setabellen sind diese Anhaltspunkte berücksichtigt. Soweit beim Träger andere diagnostische 
Instrumente, Beobachtungslisten und dergleichen verwendet werden, sind sie auf Vollständig-
keit zu überprüfen. 
 
 
2. Einschätzung des Gefährdungsrisikos 
 
Die Verfahrensdauer von der ersten Wahrnehmung einer Gefährdung bis zur konkret notwen-
digen Reaktion (z. B. Gespräch mit den Personensorgeberechtigten, Angebot von Hilfen, Mit-
teilung an das Jugendamt) ist umso kürzer, je gravierender die Gefährdung ist. Bereits bei der 
ersten Gefährdungseinschätzung ist daher abzuwägen, ob ein sofortiges Handeln erforderlich 
ist oder ob und wie lange zugewartet werden kann. 
 
Weiterhin ist die Schutzbedürftigkeit maßgeblich nach dem Alter, dem Entwicklungsstand und 
dem aktuellen gesundheitlichen Zustand zu beurteilen. Je jünger das Kind, desto höher ist das 
Gefährdungsrisiko einzuschätzen, ebenso wie bei bereits vorhandenen Entwicklungsverzöge-
rungen, bei chronischer Krankheit oder einer Behinderung. 
 
 
Das Ergebnis der Einschätzung des Gefährdungsrisikos ist umgehend schriftlich und nach-
vollziehbar zu dokumentieren. 
 


